Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 344 4 


Zusammenstellung 

der von der Bundesregierung eingebrachten Entwürfe 

a) eines Aktiengesetzes, 

b) eines Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz 

— Drucksachen IV/ 171, IV/3296 — 
mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Unverändert nach den Beschlüssen des Rechtsausschusses 

(12. Ausschuß) 

— Drucksache IV/3296 — bis auf die folgenden Vorschriften: 


A. Entwurf eines Aktiengesetzes 


Beschlüsse des 12. Ausschusses Beschlüsse des Bundestages 

in zweiter Beratung 

§ 19 § 19 

en tfäll t Mitteilungspflichten 

(1) Sobald einem Unternehmen mehr als der 
vierte Teil der Aktien einer Aktiengesellschaft mit 
Sitz im Inland gehört, hat es dies der Gesellschaft 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Für die Fest- 
stellung, ob dem Unternehmen mehr als der vierte 
Teil der Aktien gehört, gilt § 15 a Abs. 2 Satz 1 
Abs. 4. 

(2) Für die Mitteilungspflicht nach Absatz 1 rech- 
nen zu den Aktien, die dem Unternehmen gehören, 
auch Aktien, 

l. deren Übereignung das Unternehmen, ein 
von ihm abhängiges Unternehmen oder 
ein anderer für Rechnung des Unterneh- 
mens oder eines von diesem abhängigen 
Unternehmens verlangen kann; 
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üsse des 12. Ausschusses Beschlüsse des Bundestages 

in zweiter Beratung 

2. zu deren Abnahme das Unternehmen, ein 
von ihm abhängiges Unternehmen oder 
ein anderer für Rechnung des Unterneh- 
mens oder eines von diesem abhängigen 
Unternehmens verpflichtet ist. 

(3) Ist das Unternehmen eine Kapitalgesellschaft 
oder bergrechtliche Gewerkschaft, so hat es, sobald 
ihm ohne Hinzurechnung der Aktien nach Absatz 2 
mehr als der vierte Teil der Aktien gehört, auch dies 
der Gesellschaft unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

(4) Sobald dem Unternehmen eine Mehrheits- 
beteiligung (§ 18 a Abs. 1) gehört, hat es auch dies 
der Gesellschaft unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

(5) Besteht die Beteiligung in der nach Absatz 1, 
3 oder 4 mitteilungspflichtigen Höhe nicht mehr, so 
ist dies der Gesellschaft unverzüglich schriftlich mit- 
zuteilen. 

(6) Die Gesellschaft hat das Bestehen einer Be- 
teiligung, die ihr nach Absatz 1 oder 4 mitgeteilt 
worden ist, unverzüglich in den Gesellschaftsblät- 
tern bekanntzumachen; dabei ist das Unternehmen 
anzugeben, dem die Beteiligung gehört. Wird der 
Gesellschaft mitgeteilt, daß die Beteiligung in der 
nach Absatz 1 oder 4 mitteilungspflichtigen Höhe 
nicht mehr besteht, so ist auch dies unverzüglich in 
den Gesellschaftsblättern bekanntzumachen. 

(7) Rechte aus Aktien, die einem nach Absatz 1 
oder 4 mitteilungspflichtigen Unternehmen gehören, 
können für die Zeit, für die das Unternehmen die 
Mitteilung nicht gemacht hat, durch das Unterneh- 
men, ein von ihm abhängiges Unternehmen oder 
einen anderen für Rechnung des Unternehmens oder 
eines von diesem abhängigen Unternehmens nicht 
ausgeübt werden. 


§ 19 a 

Mitteilungspflichten der Gesellschaft 

(1) Sobald der Gesellschaft mehr als der vierte 
Teil der Anteile einer anderen Kapitalgesellschaft 
oder bergrechtlichen Gewerkschaft mit Sitz im In- 
land gehört, hat sie dies dem Unternehmen, an dem 
die Beteiligung besteht, unverzüglich schriftlich mit- 
zuteilen. Für die Feststellung, ob der Gesellschaft 
mehr als der vierte Teil der Anteile gehört, gilt 
§ 15 a Abs. 2 Satz 1, Abs. 4 sinngemäß. 

(2) Sobald der Gesellschaft eine Mehrheitsbeteili- 
gung (§ 15 a Abs. 1) an einem anderen Unternehmen 
gehört, hat sie dies dem Unternehmen, an dem die 
Mehrheitsbeteiligung besteht, unverzüglich schrift- 
lich mitzuteilen. 

(3) Besteht die Beteiligung in der nach Absatz 1 
oder 2 mitteilungspflichtigen Höhe nicht mehr, hat 
die Gesellschaft dies dem anderen Unternehmen 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

(4) Rechte aus Anteilen, die einer nach Absatz 1 
oder 2 mitteilungspflichtigen Gesellschaft gehören, 
können für die Zeit, für die sie die Mitteilung nicht 
gemacht hat, nicht ausgeübt werden. 
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§ 97 

Persönliche Voraussetzungen für 
Aufsichtsratsmitglieder 

(1) Mitglied des Aufsichtsrats kann nur eine na- 
türliche, unbeschränkt geschäftsfähige Person sein. 

(2) Mitglied des Aufsichtsrats kann nicht sein, 
wer 

1. bereits in fünfzehn Handelsgesellschaften 
oder bergrechtlichen Gewerkschaften, die 
gesetzlich einen Aufsichtsrat zu bilden 
haben, Aufsichtsratsmitglied ist, 

2. gesetzlicher Vertreter eines von der Ge- 
sellschaft abhängigen Unternehmens ist, 
oder 

3. gesetzlicher Vertreter einer anderen Kapi- 
talgesellschaft oder bergrechtlichen Ge- 
werkschaft ist, deren Aufsichtsrat ein Vor- 
standsmitglied der Gesellschaft angehört. 

(3) Die anderen persönlichen Voraussetzungen 
der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer sowie 
der weiteren Mitglieder bestimmen sich nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz, dem Mitbestimmungs- 
gesetz und dem Mitbestimmungsergänzungsgesetz. 

(4) Die Satzung kann persönliche Voraussetzun- 
gen nur für Aufsichtsratsmitglieder fordern, die von 
der Hauptversammlung ohne Bindung an Wahlvor- 
schläge gewählt oder auf Grund der Satzung in den 
Aufsichtsrat entsandt werden. 

§ 148 

Inhalt des Geschäftsberichts 

(1) Im Geschäftsbericht sind der Geschäftsverlauf 
und die Lage der Gesellschaft darzulegen. Zu be- 
richten ist auch über Vorgänge von besonderer 
Bedeutung, die nach dem Schluß des Geschäftsjahrs 
eingetreten sind. 

(2) Im Geschäftsbericht ist ferner der Jahresab- 
schluß zu erläutern. Dabei sind die Bewertungs- und 
Abschreibungsmethoden so vollständig anzugeben, 
wie es zur Vermittlung eines möglichst sicheren Ein- 
blicks in die Vermögens- und Ertragslage der Ge- 
sellschaft erforderlich ist; auf die Angabe dieser 
Methoden im Geschäftsbericht für ein früheres Ge- 
schäftsjahr, das nicht weiter zurückliegt als das dritte 
vorausgegangene Geschäftsjahr, kann Bezug genom- 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 19 b 

Nachweis mitgeteilter Beteiligungen 

Ein Unternehmen, dem eine Mitteilung nach § 19 
Abs. 1, 3 oder 4, § 19 a Abs. 1 oder 2 gemacht wor- 
den ist, kann jederzeit verlangen, daß ihm das 
Bestehen der Beteiligung nachgewiesen wird. 

§ 97 

Persönliche Voraussetzungen für 
Aufsichtsratsmitglieder 

(1) unverändert 

(2) Mitglied des Aufsichtsrats kann nicht sein, 
wer 

1. bereits in zehn Handelsgesellschaften oder 
bergrechtlichen Gewerkschaften, die ge- 
setzlich einen Aufsichtsrat zu bilden ha- 
ben, Aufsichtsratsmitglied ist, 

2. unverändert 


3. unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 148 

Inhalt des Geschäftsberichts 

(1) unverändert 


(2) Im Geschäftsbericht ist ferner der Jahresab- 
schluß zu erläutern. Dabei sind die Bewertungs- und 
Abschreibungsmethoden so vollständig anzugeben, 
wie es zur Vermittlung eines möglichst sicheren Ein- 
blicks in die Vermögens- und Ertragslage der Ge- 
sellschaft erforderlich ist; auf die Angabe dieser 
Methoden im Geschäftsbericht für ein früheres Ge- 
schäftsjahr, das nicht weiter zurückliegt als das dritte 
vorausgegangene Geschäftsjahr, .kann Bezug genom- 
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men werden. In jedem Geschäftsbericht sind zu den 
einzelnen Posten des Anlagevermögens die Ab- 
schreibungen und Wertberichtigungen anzugeben, 
die auf Zugänge des Geschäftsjahrs gemacht worden 
sind. In jedem Geschäftsbericht sind ferner Abwei- 
chungen des Jahresabschlusses von dem letzten Jah- 
resabschluß, die die Vergleichbarkeit mit dem letz- 
ten Jahresabschluß beeinträchtigen, namentlich we- 
sentliche Änderungen der Bewertungs- und Ab- 
schreibungsmethoden einschließlich der Vornahme 
außerplanmäßiger Abschreibungen oder Wertberich- 
tigungen zu erörtern. Wird infolge von Änderungen 
der Bewertungs- und Abschreibungsmethoden ein- 
schließlich der Vornahme außerplanmäßiger Ab- 
schreibungen oder Wertberichtigungen ein Jahres- 
überschuß oder Jahresfehlbetrag ausgewiesen, der 
um mehr als zehn vom Hundert unter oder über 
dem Betrag liegt, der ohne die Änderung auszuwei- 
sen wäre, so ist der Unterschiedsbetrag anzugeben, 
wenn er einhalb vom Hundert des Grundkapitals 
übersteigt. 


(2a) In jedem Geschäftsbericht sind Angaben zu 
machen über 

1. Bestand und Zugang von Aktien, die ein 
Aktionär für Rechnung der Gesellschaft 
oder eines abhängigen oder eines im 
Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehen- 
den Unternehmens oder ein abhängiges 
oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft 
stehendes Unternehmen als Gründer oder 
Zeichner oder in Ausübung eines bei 
einer bedingten Kapitalerhöhung einge- 
räumten Umtausch- oder Bezugsrechts 
übernommen hat; sind solche Aktien im 
Geschäftsjahr verwertet worden, so ist 
auch über die Verwertung unter Angabe 
des Erlöses und die Verwendung des Er- 
löses zu berichten; 

2. Bestand an eigenen Aktien der Gesell- 
schaft, die sie, ein abhängiges oder im 
Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehen- 
des Unternehmen oder ein anderer für 
Rechnung der Gesellschaft oder eines ab- 
hängigen oder eines im Mehrheitsbesitz 
der Gesellschaft stehenden Unterneh- 
mens erworben oder als Pfand genom- 
men hat; sind solche Aktien im Geschäfts- 
jahr erworben oder veräußert worden, 
so ist auch über den Erwerb oder die 
Veräußerung unter Angabe des Erwerbs- 
oder Veräußerungspreises und über die 
Verwendung des Erlöses zu berichten; 

3. das Bestehen einer wechselseitigen Be- 
teiligung; 

4. Aktien, die bei bedingter Kapitalerhöhung 
im Geschäftsjahr bezogen worden sind; 

5. das genehmigte Kapital; 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

men werden. In jedem Geschäftsbericht sind zu den 
einzelnen Posten des Anlagevermögens die Ab- 
schreibungen und Wertberichtigungen anzugeben, 
die auf Zugänge des Geschäftsjahrs gemacht worden 
sind. In jedem Geschäftsbericht sind ferner Abwei- 
chungen des Jahresabschlusses von dem letzten Jah- 
resabschluß, die die Vergleichbarkeit mit dem letz- 
ten Jahresabschluß beeinträchtigen, namentlich we- 
sentliche Änderungen der Bewertungs- und Ab- 
schreibungsmethoden einschließlich der Vornahme 
außerplanmäßiger Abschreibungen oder Wertberich- 
tigungen zu erörtern; dabei brauchen Einzelheiten 
nicht angegeben werden. Wird infolge von Ände- 
rungen der Bewertungs- und Abschreibungsmetho- 
den einschließlich der Vornahme außerplanmäßiger 
Abschreibungen oder Wertberichtigungen ein Jah- 
resüberschuß oder Jahreisfehlbetrag ausgewiesen, 
der um mehr als zehn vom Hundert unter oder über 
dem Betrag liegt, der ohne die Änderung auszuwei- 
sen wäre, so ist der Unterschiedsbetrag anzugeben, 
wenn er einhalb vom Hundert des Grundkapitals 
übersteigt. 

(2a) In jedem Geschäftsbericht sind Angaben zu 
machen über 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 

5. unverändert 
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6. Genußrechte, Rechte aus Besserungs- 
scheinen und ähnliche Rechte unter An- 
gabe der im Geschäftsjahr neu ent- 
standenen; 

7. aus der Jahresbilanz nicht ersichtliche 
Haftungsverhältnisse einschließlich der 
Bestellung von Sicherheiten für eigene 
Verbindlichkeiten; 

8. die Gesamtbezüge (Gehälter, Gewinn- 
beteiligungen, Aufwandsentschädigungen, 
Versicherungsentgelte, Provisionen und 
Nebenleistungen jeder Art) der Mitglieder 
des Vorstands, des Aufsichtsrats und eines 
Beirats oder einer ähnlichen Einrichtung 
jeweils gesondert unter Bezeichnung der 
einzelnen Einrichtung. In die Gesamt- 
bezüge sind auch Bezüge einzurechnen, 
die nicht ausgezahlt, sondern in Ansprüche 
anderer Art umgewandelt oder zur 
Erhöhung anderer Ansprüche verwandt 
werden. Außer den Bezügen für das Ge- 
schäftsjahr sind die weiteren Bezüge 
anzugeben, die im Geschäftsjahr gewährt, 
bisher aber in keinem Geschäftsbericht 
angegeben worden sind. Erhalten Mit- 
glieder des Vorstands der Gesellschaft 
von verbundenen Unternehmen für ihre 
Tätigkeit für die Gesellschaft oder für 
ihre Tätigkeit als gesetzliche Vertreter 
oder Angestellte der verbundenen Unter- 
nehmen Bezüge, so sind diese Bezüge 
gesondert anzugeben; 

9. die Gesamtbezüge (Abfindungen, Ruhe- 
gehälter, Hinterbliebenenbezüge und Lei- 
stungen verwandter Art) der früheren 
Mitglieder des Vorstands und ihrer 
Hinterbliebenen. Nummer 8 Satz 2 und 3 
gilt sinngemäß. Erhalten frühere Mit- 
glieder des Vorstands der Gesellschaft 
oder ihre Hinterbliebenen auch von ver- 
bundenen Unternehmen Abfindungen 
oder Ruhegehälter, so sind diese Bezüge 
gesondert anzugeben; 

10. die rechtlichen und geschäftlichen Be- 
ziehungen zu verbundenen Unternehmen 
mit Sitz im Inland, ferner über geschäft- 
liche Vorgänge bei diesen Unternehmen, 
die auf die Lage der Gesellschaft von 
erheblichem Einfluß sein können; 

Nummer 11 entfallt 


(3) Der Bericht hat den Grundsätzen einer ge- 
wissenhaften und getreuen Rechenschaft zu ent- 
sprechen. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 


11. das Bestehen einer Beteiligung an der 
Gesellschaft, die ihr nach § 19 Abs. 1 
oder 4 mitgeteilt worden ist; dabei ist 
anzugeben, wem die Beteiligung gehört 
und ob sie den vierten Teil aller Aktien 
der Gesellschaft übersteigt oder eine 
Mehrheitsbeteiligung (§ 15 a Abs. 1) ist. 

(3) Der Bericht hat den Grundsätzen einer ge- 
wissenhaften und getreuen Rechenschaft zu ent- 
sprechen. Die Berichterstattung hat insoweit zu 
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(4) Im Geschäftsbericht sind alle Mitglieder des 
Vorstands und des Aufsichtsrats, auch die im Ge- 
schäftsjahr oder nachher ausgeschiedenen, mit dem 
Familiennamen und mindestens einem ausgeschrie- 
benen Vornamen anzugeben. Der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats, seine Stellvertreter und ein etwaiger 
Vorsitzender des Vorstands sind als solche zu be- 
zeichnen. 

§ 315 a 

Feststellung der wechselseitigen 
Beteiligung 

(1) Sobald einer Kapitalgesellschaft oder berg- 
rechtlichen Gewerkschaft mehr als der vierte Teil 
der Anteile einer Aktiengesellschaft mit Sitz im In- 
land gehört , hat die Kapitalgesellschaft oder berg- 
rechtliche Gewerkschaft dies der Aktiengesellschaft 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Sobald einer 
Aktiengesellschaft mehr als der vierte Teil der An- 
teile einer Kapitalgesellschaft oder bergrechtlichen 
Gewerkschaft mit Sitz im Inland gehört , hat die 
Aktiengesellschaft dies der Kapitalgesellschaft oder 
bergrechtlichen Gesellschaft unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen. Für die Feststellung , ob einem Unter- 
nehmen mehr als der vierte Teil der Anteile des 
anderen Unternehmens gehört, gilt § 15 a Abs. 2 
Satz 1, Abs. 4. Besteht die Beteiligung in der nach 
Satz 1 oder 2 mitteilungspflichtigen Höhe nicht mehr, 
so ist auch dies dem anderen Unternehmen unver- 
züglich schriftlich mitzuteilen. 

(2) Ein Unternehmen, dem eine Mitteilung nach 
Absatz 1 Satz 1 oder 2 gemacht worden ist, kann 
jederzeit verlangen, daß ihm das Bestehen der Be- 
teiligung nachgewiesen wird. 

§ 316 

Beschränkung der Rechte 

(1) Sind eine Aktiengesellschaft oder Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien und ein anderes Unterneh- 
men wechselseitig beteiligte Unternehmen, so kön- 
nen, sobald dem einen Unternehmen das Bestehen 
der wechselseitigen Beteiligung bekanntgeworden 
ist oder ihm das andere Unternehmen eine Mittei- 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

unterbleiben, wie es für das Wohl der Bundes- 
republik Deutschland oder eines ihrer Länder erfor- 
derlich ist. Bei der Berichterstattung nach Absatz 2 a 
Nr. 7 und 10 brauchen Einzelheiten insoweit nicht 
angegeben zu werden, als nach vernünftiger kauf- 
männischer Beurteilung damit gerechnet werden 
muß, daß durch die Angaben der Gesellschaft oder 
einem verbundenen Unternehmen erhebliche Nach- 
teile entstehen. Werden auf Grund von Satz 3 An- 
gaben nicht gemacht, so ist im Geschäftsbericht unter 
Anführung der Nummer, nach der sie erforderlich 
sind, anzugeben, daß für Angaben nach dieser Num- 
mer von der Schutzklausel nach Satz 3 Gebrauch ge- 
macht worden ist. 

(4) unverändert 


§ 315 a 

entfällt 


§ 316 

Beschränkung der Rechte 

(1) Sind eine Aktiengesellschaft oder Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien und ein anderes Unterneh- 
men wechselseitig beteiligte Unternehmen, so kön- 
nen, sobald dem einen Unternehmen das Bestehen 
der wechselseitigen Beteiligung bekanntgeworden 
ist oder ihm das andere Unternehmen eine Mittei- 
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lung nach § 315 a Abs. 1 Satz 1 oder 2 gemacht hat, 
Rechte aus den Anteilen, die ihm an dem anderen 
Unternehmen gehören, nur für höchstens den vierten 
Teil aller Anteile des anderen Unternehmens ausge- 
übt werden. Dies gilt nicht für das Recht auf neue 
Aktien bei einer Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
mitteln. § 15 a Abs. 4 ist anzuwenden. 

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, 
wenn das Unternehmen seinerseits dem anderen 
Unternehmen eine Mitteilung nach § 315 a Abs. 1 
Satz 1 oder 2 gemacht hatte, bevor es von dem ande- 
ren Unternehmen eine solche Mitteilung erhalten 
hat und bevor ihm das Bestehen der wechselseitigen 
Beteiligung bekanntgeworden ist. 

(3) Sind eine Aktiengesellschaft oder Komman- 
ditgesellschaft auf Aktien und ein anderes Unter- 
nehmen wechselseitig beteiligte Unternehmen, so 
haben die Unternehmen einander unverzüglich die 
Höhe ihrer Beteiligung und jede Änderung schriftlich 
mitzuteilen. 

§ 322 

Konzerngeschäftsbericht 

(1) Im Konzerngeschäftsbericht sind die zum Kon- 
zern gehörenden Unternehmen mit Sitz im Inland 
einzeln aufzuführen. Die in den Konzernabschluß 
einbezogenen Unternehmen mit Sitz im Inland sind 
zu bezeichnen. Die Einbeziehung von Unternehmen 
mit Sitz im Ausland ist anzugeben. Werden Unter- 
nehmen mit Sitz im Inland, deren Anteile zu mehr 
als der Hälfte Konzernunternehmen gehören, nicht 
in den Konzernabschluß einbezogen, so ist dies 
näher zu begründen. Dem Konzerngeschäftsbericht 
sind auf den Stichtag des Konzernabschlusses auf- 
gestellte Abschlüsse dieser Unternehmen beizufü- 
gen, sofern sie Aktiengesellschaften oder Komman- 
ditgesellschaften auf Aktien sind. 

(2) Im Konzerngeschäftsbericht sind der Geschäfts- 
verlauf und die Lage des Konzerns und der in den 
Konzernabschluß einbezogenen Unternehmen dar- 
zulegen. Zu berichten ist auch über Vorgänge von 
besonderer Bedeutung, die nach dem Stichtag des 
Konzernabschlusses eingetreten sind. Sind bei Kon- 
zernunternehmen, die nicht in den Konzernabschluß 
einbezogen sind, größere Verluste entstanden oder 
zu erwarten, so ist dies anzugeben. 

(3) Im Konzerngeschäftsbericht ist ferner der Kon- 
zernabschluß zu erläutern. Dabei sind auch wesent- 
liche Abweichungen von dem letzten Konzern- 
abschluß zu erörtern. In jedem Konzerngeschäfts- 
bericht sind Angaben zu machen über 

1. die Ursachen und den bilanzmäßigen 
Charakter eines nach § 319 Abs. 1 Nr. 3 
ausgewiesenen Unterschiedsbetrags; 

2. aus dem Konzernabschluß nicht ersichtliche 
Haftungsverhältnisse einschließlich derBe- 
stellung von Sicherheiten für Verbindlich- 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

lung nach § 19 Abs. 3 oder § 19 a Abs. 1 gemacht 
hat, Rechte 'aus den Anteilen, die ihm an dem ande- 
ren Unternehmen gehören, nur für höchstens den 
vierten Teil aller Anteile des anderen Unterneh- 
mens ausgeübt werden. Dies gilt nicht für das Recht 
auf neue Aktien bei einer Kapitalerhöhung aus Ge- 
sellschaftsmitteln. § 15 a Abs. 4 ist anzuwenden. 

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, 
wenn das Unternehmen seinerseits dem anderen 
Unternehmen eine Mitteilung nach § 19 Abs. 3 oder 
§ 19 a Abs. 1 gemacht hatte, bevor es von dem an- 
deren Unternehmen eine solche Mitteilung erhalten 
hat und bevor ihm das Bestehen der wechselseitigen 
Beteiligung bekanntgeworden ist. 

(3) unverändert 


§ 322 

Konzerngeschäftsbericht 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


7 



Drucksache IV/3444 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


keiten der in den Konzernabschluß ein- 
bezogenen Unternehmen; 

3. die rechtlichen und geschäftlichen Be- 
ziehungen zu Unternehmen mit Sitz im In- 
land, die nicht zum Konzern gehören, aber 
mit einem Konzernunternehmen verbunden 
sind, ferner über geschäftliche Vorgänge 
bei diesen Unternehmen, die auf die Lage 
des Konzerns von erheblichem Einfluß sein 
können. 

(4) Der Bericht hat den Grundsätzen einer gewis- 
senhaften und getreuen Rechenschaft zu entsprechen. 


§ 392 b 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Mitglied des 
Vorstands oder des Aufsichtsrats oder als Abwickler 

1. Namensaktien ausgibt, in denen der Be- 
trag der Teilleistung nicht angegeben ist, 
oder Inhaberaktien ausgibt, bevor auf sie 
der Nennbetrag oder der höhere Ausgabe- 
betrag voll geleistet ist, 

2. Aktien oder Zwischenscheine ausgibt, be- 
vor die Gesellschaft oder im Fall einer Ka- 
pitalerhöhung die Durchführung der Erhö- 
hung des Grundkapitals oder im Fall einer 
bedingten Kapitalerhöhung oder einer 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 
der Beschluß über die bedingte Kapital- 
erhöhung oder die Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln eingetragen ist, 

3. Aktien oder Zwischenscheine ausgibt, die 
auf einen geringeren als den nach § 8 zu- 
lässigen Mindestnennbetrag lauten oder 

4. vorsätzlich oder leichtfertig nicht für die 
Einhaltung der §§ 166, 318 Abs. 1 Satz 2, 
§ 326 Abs. 4 über Form und Inhalt der Be- 
kanntmachung des Jahresabschlusses und 
des Geschäftsberichts, des Konzernab- 
schlusses und des Konzergeschäftsberichts 
sowie des Teilkonzernabschlusses und des 
Teilkonzerngeschäftsberichts sorgt. 


Beschlüsse des Bundestages 
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(4) Der Bericht hat den Grundsätzen einer gewis- 
senhaften und getreuen Rechenschaft zu entsprechen. 

Die Berichterstattung hat insoweit zu unterbleiben, 
wie es für das Wohl der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder eines ihrer Länder erforderlich ist. Bei der 
Berichterstattung nach Absatz 3 Nr. 2 und 3 brau- 
chen Einzelheiten insoweit nicht angegeben zu wer- 
den, als nach vernünftiger kaufmännischer Beurtei- 
lung damit gerechnet werden muß, daß durch die 
Angaben der Gesellschaft oder einem verbundenen 
Unternehmen erhebliche Nachteile entstehen. Wer- 
den auf Grund von Satz 3 Angaben nicht gemacht, 
so ist im Geschäftsbericht unter Anführung der 
Nummer, nach der sie erforderlich sind, anzugeben, 
daß für Angaben nach dieser Nummer von der 
Schutzklausel nach Satz 3 Gebrauch gemacht wor- 
den ist. 

§ 392 b 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) unverändert 
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(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer als Aktio- 
när oder als Vertreter eines Aktionärs die nach § 123 
in das Verzeichnis aufzunehmenden Angaben nicht 
oder nicht richtig macht. 

(3) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 

1. Aktien eines anderen, zu dessen Vertre- 
tung er nicht befugt ist, ohne dessen Ein- 
willigung zur Ausübung von Rechten in 
der Hauptversammlung oder in einer ge- 
sonderten Versammlung benutzt, 

2. zur Ausübung von Rechten in der Haupt- 
versammlung oder in einer gesonderten 
Versammlung Aktien eines anderen be- 
nutzt, die er sich zu diesem Zweck durch 
Gewähren oder Versprechen besonderer 
Vorteile verschafft hat, 

3. Aktien zu dem in Nummer 2 bezeichneten 
Zweck gegen Gewähren oder Versprechen 
besonderer Vorteile einem anderen über- 
läßt, 

4. Aktien eines anderen, für die er oder der 
von ihm Vertretene das Stimmrecht nach 
§ 129* nicht ausüben darf, zur Ausübung 
des Stimmrechts benutzt, 

5. Aktien, für die er oder der von ihm Ver- 
tretene das Stimmrecht nach § 128 Abs. 1, 
§§ 129, 130, 135 Abs. 1 Satz 2, >§ 274 Abs. 1 
nicht ausüben darf, einem anderen zum 
Zweck der Ausübung des Stimmrechts 
überläßt oder solche ihm überlassene Ak- 
tien zur Ausübung des Stimmrechts be- 
nutzt, 

6. besondere Vorteile als Gegenleistung da- 
für fordert, sich versprechen läßt oder an- 
nimmt, daß er bei einer Abstimmung in 
der Hauptversammlung oder in einer ge- 
sonderten Versammlung nicht oder in 
einem bestimmten Sinne stimme oder 

7. besondere Vorteile als Gegenleistung da- 
für anbietet, verspricht oder gewährt, daß 
jemand bei einer Abstimmung in der 
Hauptversammlung oder in einer geson- 
derten Versammlung nicht oder in einem 
bestimmten Sinne stimme. 

(4) Die vorsätzliche Ordnungswidrigkeit kann 
mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche 
Mark, die leichtfertige Ordnungswidrigkeit mit einer 
Geldbuße bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 


Beschlüsse des Bundestages 
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(2) unverändert 


(3) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 
1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. Aktien, für die er oder der von ihm Ver- 
tretene das Stimmrecht nach § 19 Abs. 7 r 
§ 19 a Abs. 4, ,§ 128 Abs. 1, §§ 129, 130, 
135 Abs. 1 Satz 2, § 274 Abs. 1 nicht aus- 
üben darf, einem anderen zum Zweck: der 
Ausübung des Stimmrechts überläßt oder 
solche ihm überlassene Aktien zur Aus- 
übung des Stimmrechts benutzt, 

6. unverändert 


7. unverändert 


(4) unverändert 
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§ 6 

Wechselseitig beteiligte Unternehmen 

(1) Sind eine Aktiengesellschaft und ein anderes 
Unternehmen bereits beim Inkrafttreten des Aktien- 
gesetzes wechselseitig beteiligte Unternehmen, 
ohne daß die Voraussetzungen des § 18 Abs. 2 oder 
3 des Aktiengesetzes vorliegen, und haben beide 
Unternehmen fristgemäß (§ 7) die Mitteilung nach 
§ 315 a Abs. 1 Satz 1 oder 2 des Aktiengesetzes ge- 
macht, »so gilt § 316 Abs. 1 und 2 des Aktiengesetzes 
für sie nicht. 

(2) Solange die Unternehmen wechselseitig betei- 
ligt sind und nicht die Voraussetzungen des § 18 
Abs. 2 oder 3 des Aktiengesetzes vorliegen, gilt für 
die Ausübung der Rechte aus den Anteilen an dem 
anderen Unternehmen statt dessen folgendes: 

1. Aus den Anteilen, die den Unternehmen 
beim Inkrafttreten des Aktiengesetzes ge- 
hört haben oder die auf diese Anteile bei 
einer Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
mitteln entfallen, können falle Rechte aus- 
geübt werden. 

2. Aus Anteilen, die bei einer Kapitalerhö- 
hung gegen Einlagen auf Grund eines nach 
Nummer 1 bestehenden Bezugsrechts über- 
nommen werden, können alle Rechte mit 
Ausnahme des Stimmrechts ausgeübt wer- 
den-, das gleiche gilt für Anteile, diie auf 
diese Anteile bei einer Kapitalerhöhung 
aus Gesellschaftsmitteln entfallen. 

3. Aus anderen Anteilen können mit Aus- 
nahme des Rechts auf neue Aktien bei 
einer Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
mitteln keine Rechte ausgeübt werden. 

(3) Hat nur eines der wechselseitig beteiligten 
Unternehmen fristgemäß (§ 7} die Mitteilung nach 
§ 315 a Abs . 1 Satz 1 oder 2 des Aktiengesetzes ge- 
macht, so gilt § 316 Abs. 1 und 2 nicht für dieses 
Unternehmen. 

§ 7 

Mitteilungspflidit von Beteiligungen 

Die Mitteilungspflichten nach § 315 a Abs. 1 und 
§ 316 Abs. 3 des Aktiengesetzes gelten auch für Be- 
teiligungen, die beim Inkrafttreten des Aktien- 
gesetzes bestehen. Die Beteiligungen sind binnen 
eines Monats nach dem Inkrafttreten des Aktien- 
gesetzes mitzuteilen. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 6 

Wechselseitig beteiligte Unternehmen 

(1) Sind eine Aktiengesellschaft und ein anderes 
Unternehmen bereits beim Inkrafttreten des Aktien- 
gesetzes wechselseitig beteiligte Unternehmen, 
ohne daß die Voraussetzungen des § 18 Abs. 2 oder 
3 des Aktiengesetzes vorliegen, und haben beide 
Unternehmen fristgemäß (§ 7) die Mitteilung nach 
§ 19 Abs. 3 oder § 19 a Abs. 1 des Akfiengesetzes 
gemacht, so gilt § 316 Abs. 1 und 2 des Aktiengeset- 
zes für sie nicht. 

(2) unverändert 


(3) Hat nur eines der wechselseitig (beteiligten 
Unternehmen fristgemäß (§ 7) die Mitteilung nach 
§19 Abs. 3 oder § 19 a Abs. 1 des Aktiengesetzes 
gemacht, iso gilt § 316 Abs. 1 und 2 nicht für dieses 
Unternehmen. 

5 7 

Mitteilungspflicht von Beteiligungen 

Die Mitteikmgspflichten nach §§ 19, 19 a und § 316 
Abs. 3 des Aktiengesetzes gelten auch für Beteili- 
gungen, die beim Inkrafttreten des Aktiengesetzes 
bestehen. Die Beteiligungen sind binnen eines Mo- 
nats nach dem Inkrafttreten des Aktiengesetzes mit- 
zuteilen. 


Bonn, den 19. Mai 1965 



